Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 1252 


Der Bundesminister der Finanzen 

VI A 3 - F 7530 - 4 59 


Bonn, den 23. September 1959 


An den Flerrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an wirt- 
schaftlichen Unternehmungcii an andere Bezieher als 
den Bund 

hier: Kapitalbeteiligung des Landes Berlin an der 
Gemeinnützigen Wohnungsbau-AG Groß-Berlin 
(Gewobag) 

Bezug : § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Absatz 3 der Reichs- 
haushaitsordnung (RHO) 


Das Land Berlin will auch im Reclinirngsjahr 1959 Haushalts- 
miti-cl (1,6 Mio DM) zu einer Kaplt^lerhöh in. i bei dor Gemeiu- 
nüt7ig0n Wohnungsbau-AG Groß-Berlin (Gewobag) verwenden. 
Gerr^äß § 47 Abs. 3 und 4 RHO und in c ntspr-, ehender An- 
wendung der in § 4 Abs. 2 des Haushaltsgeselzes 1959 gezo- 
genen Wert uenze ist für die Einwiliigung zur Überlassung 
junger Anteile der Gewobag an das Land Berlin die Zustim- 
mung des Randesrates und des Deutschen Ban Ic st-;ges eifor- 
derlicli. 


Wegen der Einzelheifen und Verhältnisse bei der Gewobag 
darf ich auf meine Anträge in gleicher Sa h.e vom 12. April 


1958 und 20. Januar 1959 — 


VI 

II 


A/3 - F 7530 - 4 58 
B;4 - Wo 0280 - 19 58 


bzw 


8 '58 
*3/59 


— Bezug nehmen. Diese Anträge wurden durch Beschluß 


des Bundesrates vom 2. Mai 1958 — Drucksache 116 58 — und 
vom 6. Februar 1959 — Drucksache 22 59 — bzw. des Deutschen 
Bundestages vom 4. Juli 1958 — Drucksache 326 — und vom 
8. April 1959 — Drucksachen 804, 895 — genehmigt. 


Bei der jetzt beantragten Überlassung weiterer junger Anteile 
an der Gewobag in Höhe von 1,6 Mio DM würden bei dieser 
Gesellschaft dann folgende Kapital- und Beteiligungsverhältnisse 
vorliegeii: 


Grundkapital 

davon entfallen 

auf den Bund 
auf die Stifiung für For- 
schung iin Wohnungs- 
und Siedlungswesen 
auf das Land Berlin 


11,7 Mio DM 


4.0 Mio DM = 34,2 v. H. 

1.0 Mio DM - 8,5 v. H. 

6,7 Mio DM - 57,3 v. H. 


OrucA:: ßuchdruckerel Peter Meter, öulsdorf'SiegDurg 
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Das Land Berlin hat bereits bei der letzten Kapitalerhöhung 
die Stimmenmehrheit erhalten. Durch die jetzt beabsichtigte 
Änderung tritt nur eine graduelle Verschiebung des Stimmen- 
verhältnisses ein. Der Bund behält die Sperrminorität und 
damit einen ausreichenden Einfluß. Bundesinteressen werden 
durch die Überlassung neuer junger Anteile der Gewobag an 
das Land Berlin nicht beeinträchtigt. 

Ich bitte im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für 
Wohnungsbau, für die neuerliche Überlassung junger Anteile 
der Gewobag an das Land Berlin die Zustimmung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleichen 
Antrag übermittelt. 

In Vertretung 

Hettlage 


2 



